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1
Bildungs(not)stand in
Deutschland

Bislang ging es bei der Diskussion um In-
klusion und Exklusion im Bildungssystem
oft um Fragen von Teilhabe und Gerech-
tigkeit. Bildung wurde als Bürgerrecht
(Dahrendorf 1966) oder als Menschen-
recht (Muñoz 2004) bezeichnet. Bildungs-
systeme wurden danach bewertet, wie se-
lektiv sie sozial sind, also welche Chancen
sozial Benachteiligte in einem Bildungs-
system haben. Die Argumentationslinie
von Pädagogik, Soziologie, Politikwissen-
schaft und Philosophie wird nun aber, wie
bereits zu Zeiten des Sputnik-Schocks in
den 1960er Jahren, von der Wirtschaft un-
terstützt. Bildung wird immer stärker zu
einem Faktor, der über Wohl und Wehe ei-
ner Volkswirtschaft bestimmt – auch und
gerade der deutschen. Zu diesem Ergebnis
kam nicht nur die Expertenkommission
für Forschung und Innovation (EFI) im 
Februar 2008, auch die OECD argumen-
tierte so in ihrem „Wirtschaftsbericht
Deutschland 2008“ (OECD 2008).

Die Begründung ist einfach. Infolge des
Wandels der Wirtschaftsstruktur – weg
vom primären und sekundären Wirt-
schaftssektor und hin zum wissensinten-
siveren tertiären Sektor – benötigt die deut-
sche Wirtschaft eine immer besser gebilde-
te Erwerbsbevölkerung. Dieses „Mehr“ an
Bildung wurde zu Zeiten der Bildungs-
expansion zwischen 1950 und 1995 auch
erreicht: Tatsächlich lag Deutschland 1994
mit einem Anteil von 23 % der 25- bis 
64-jährigen Bevölkerung mit tertiärer 
Bildung1 auch in der internationalen 
Spitzengruppe (IW 2007, S. 6). In den 
zehn Jahren zwischen 1994 und 2004 er-
höhte sich dann der Anteil nur noch um

der: Gemeinsam fordern sie eine bessere
Beteiligung sozial Benachteiligter an den
höheren Bildungsgängen.

2
Gesellschaftliche Inklusion
durch Bildung

Aus gerechtigkeitstheoretischer wie auch
wirtschaftlicher Sicht stellt sich die Frage,
wie man bislang benachteiligten Gruppen
ein Mindestmaß an Bildung gewähren und
zu höherer Bildung verhelfen kann. In
Deutschland sind 20 % der 15-Jährigen mit
dem Stigma „kompetenzarm“ behaftet, sie
erreichten bei PISA 2006 höchstens Lese-
kompetenzstufe I (OECD 2007), das „Exis-
tenzminimum“. Auch erhalten 10 % kei-
nen und 32,2 % eines Jahrgangs höchstens
einen Hauptschulabschluss (StBa 2007,
eigene Berechnungen). Diese Gruppe ist
„zertifikatsarm“.
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Nie zuvor war Bildung so wichtig wie heute. Eine gute Nachricht für alle, die eine gute Bildung erhalten durften. Eine umso schlechte-
re Nachricht für all jene, die nur wenig (aus-)gebildet sind. Dies gilt umso mehr, als viele von ihnen mehr hätten erreichen können, wären
die Bildungschancen nicht so maßgeblich vom Elternhaus geprägt. Es ist höchste Zeit, dass die Zugangschancen zum Bildungssystem
erhöht werden und die Bildungsarmut flächendeckend verringert wird. Die Voraussetzungen dafür sind heute besser denn je, da ne-
ben den leisen Rufen nach sozialer Gerechtigkeit der laute Ruf aus der Wirtschaft nach einer Bildungsreform erklingt.

zwei Prozentpunkte. Dies ist die geringste
Steigerung aller OECD-Staaten: Deutsch-
land ist innerhalb von zehn Jahren vom
vierten auf den bescheidenen 14. Rang 
aller OECD-Staaten zurückgefallen. Die
einstige Stärke ist zur Schwäche geworden,
die Bildungsexpansion der 1970er und
1980er Jahre ist einer Bildungsstagnation
gewichen.

Es brodelt. Deutsche Unternehmen
überschlagen sich seit Monaten mit Hin-
weisen auf den bereits eingetretenen oder
unmittelbar bevorstehenden Mangel an
Fachkräften, Akademikern, insbesondere
Ingenieuren (IW 2008; ZEW in BMBF
2007a). Dabei wird das Fehlen von gut
(aus-)gebildeten Personen nach den Geset-
zen von Angebot und Nachfrage dazu
führen, dass Fachkräfte in Deutschland
teurer werden – und damit auch die Pro-
duktionskosten für wissensintensive Güter
und Dienstleistungen. Wissensintensive
Branchen werden früher oder später da-
rüber nachdenken müssen, in Länder aus-
zuweichen, in denen Humankapital keine
Mangelware ist – wie etwa in Schweden,
Dänemark oder Finnland sowie im asiati-
schen Raum.

Das Fehlen von Humankapital ist der
Punkt, an dem sich Wirtschaftswissen-
schaften und andere Disziplinen in ihren
Analysen treffen. Eine Ausdehnung des ter-
tiären Sektors ist heute allerdings nicht
mehr durch eine Förderung von Kindern
bildungsnaher Schichten zu steigern. Von
Akademikerkindern nehmen bereits 83 %
ein Studium auf (BMBF 2007b, S. 111).
Von den Kindern, deren Eltern nicht selber
studiert haben, schaffen das nur 23 %. Hier
liegen also hohe Potenziale für eine bessere
Ausschöpfung brach, hier ist anzusetzen,
wenn Bildungsgerechtigkeit erreicht wer-
den will. So stark sich die Diskurse in den
einzelnen Wissenschaften auch unterschei-
den, ihre Folgerungen liegen eng beieinan-
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Bildungsarmut ist mehr als eine Wort-
hülse. Wer in diese Schublade kommt, der
hat es schwer, in Deutschland eine Ausbil-
dung zu finden.Er hat es damit auch schwer,
eine „berufliche“ Tätigkeit zu finden, ist
häufig von Arbeitslosigkeit betroffen und
weist ein geringes Einkommen auf (Allen
2001). Bildungsarme haben aufgrund eines
schlechten Gesundheitsverhaltens (Wolfe/
Zuvekas 1997; Max Rubner-Institut 2008)
einen schlechteren objektiven und subjek-
tiven Gesundheitszustand (Feinstein 2002;
Wolfe/Zuvekas 1997). Bildungsarme sind
anfälliger für Depressionen (Herzog et al.
1998). Vermittelt über das hohe Arbeitslo-
sigkeitsrisiko leiden Bildungsarme häufiger
an Mut- und Hilflosigkeit, mit mannigfa-
chen Folgeproblemen; so zeigen sie etwa
ein eingeschränktes Problemlösungsver-
halten (Frese 1994). Ihre sozialen Bezie-
hungen sind belastet, häufig kommt es zu
einem sozialen Rückzug (Brinkmann/Wie-
demann 1994).

Bildung ist der Schlüssel zur heutigen
Wissensgesellschaft und wer diesen nicht
besitzt, bleibt vor der Tür. Bildungsarmut
ist soziale Exklusion, die den gesamten Le-
bensverlauf bestimmt.

Die Bildungsarmen sind dabei alles an-
dere als eine heterogene Gruppe: Sie sind
vor allem männlich, sie kommen aus Fa-
milien mit Migrationshintergrund und mit
niedriger Bildung (Geißler 2005). Unglei-
che Bildungsergebnisse gibt es in allen Bil-
dungssystemen der Welt. Allerdings unter-
scheiden sich die Länder darin, wie stark
der Zusammenhang zwischen Bildung der
Eltern und der ihrer Kinder ausgeprägt ist.
In Deutschland hängt Bildungserfolg so
stark von der Bildung der Eltern ab wie in
kaum einem anderen Land der OECD
(OECD 2007).Auch wenn sich Politiker oft
gegen Strukturdebatten verwehren (Der
Spiegel 9/2008), soll im Folgenden gezeigt
werden, dass (auch) Strukturreformen des
deutschen Bildungssystems helfen würden,
ausgeschlossene Gruppen zurück in die
Gesellschaft zu holen, sie möglichst erst gar
nicht zu verlieren.

3
Soziale Ungleichheit

Dass Bildung vererbt wird und wie das ge-
schieht, wurde bereits in den 1960er Jahren
gezeigt (Picht 1964), in den 1970er Jahren
schlüssig erklärt (Boudon 1974) und seit-

dem immer wieder empirisch nachgewie-
sen. Die Hauptargumente sollen hier wie-
derholt werden, um die potenzielle Wir-
kung von strukturellen Reformen erläutern
zu können.

3.1 FAMILIALE SOZIALISATIONS-
BEDINGUNGEN

Das Erreichen eines bestimmten Bildungs-
zertifikates hängt in Deutschland vor allem
davon ab, wie sich Kinder, Eltern und Leh-
rer an verschiedenen Bildungsübergangs-
punkten entscheiden. Ob das Kind nach
der Grundschule auf die Hauptschule, die
Realschule oder das Gymnasium geht, ob es
nach dem Abitur eine Lehre macht oder
studiert, wird stark durch den jeweiligen
familiären Hintergrund beeinflusst. Für
Deutschland sind diese Bildungsübergänge
besonders entscheidend, weil sie kaum
noch revidierbar sind. Eine Studie zur
Durchlässigkeit des deutschen Schulsys-
tems hat 2004 gezeigt, dass zwar viele Schü-
lerinnen und Schüler bis zum 15. Lebens-
jahr die Schulart wechseln (14,4 %), aber
nur für 3,2 % führt dies zu einem Bil-
dungsaufstieg (Bellenberg et al. 2004).

Die Benachteiligung von Kindern bil-
dungsferner Schichten und von denen aus
Familien mit Migrationshintergrund – als
einer Unterform oft bildungsferner Schich-
ten – ist primären und sekundären Effekten
zuzuschreiben (Boudon 1974). Primäre Ef-
fekte beziehen sich auf schichtspezifische
Unterschiede im kulturellen Hintergrund
und ihre Auswirkungen auf schulische
Leistungen. Eltern beeinflussen über ihre
Bildung und ihre kulturellen Güter – wie
Bücher im Haushalt und das Vorhanden-
sein von Musikinstrumenten – die Interes-
sen und Kompetenzen ihrer Kinder. Dies
geschieht bereits zu einem ganz frühen
Zeitpunkt der kindlichen Entwicklung.
Entscheidend ist, welches kulturell frucht-
bare Umfeld Kindern geboten wird. Kultu-
relles Kapital wird in einem ständigen dif-
fusen unbewussten Prozess vor allem von
den Eltern, aber auch von Freunden und
anderen Sozialisationsagenten (Stecher
2001, S. 145) auf die Kinder übertragen
(Bourdieu 1983). Je umfassender ein Haus-
halt mit kulturellem Kapital ausgestattet ist
– ob inkorporiert (kognitive und soziale
Kompetenzen), institutionalisiert (Bil-
dungszertifikate) oder objektiviert (kultu-
relle Güter) –, umso mehr kann davon
auch an die Kinder weitergegeben werden.
Kinder aus bildungsnahen Elternhäusern

sind somit beim Erwerb von Kompetenzen
im Vorteil.

Die Übertragung von kulturellem Ka-
pital auf die Kinder beginnt schon kurz
nach der Geburt. Eltern vermitteln ihren
Kindern Wissen aus verschiedenen Berei-
chen, sie geben auch soziale Verhaltenswei-
sen und Normen, Problemlösungskompe-
tenzen und die Freude am Lesen und
Hören weiter.

Eltern aus bildungsfernen Schichten
können ihren Kindern meist weniger Wis-
sen vermitteln und weniger Neugierde er-
zeugen. Oft fehlt es auch am Wissen um die
Bedeutung von Bildung, häufig fehlt es
schlicht an der Zeit, da beide Elternteile be-
rufstätig sein müssen. Sie können ihren
Kindern kaum leistungsbezogene Normen
mit auf den Weg geben – weil sie diese
selbst nicht leben. Bei Migrantenkindern
kommt an dieser Stelle noch erschwerend
hinzu, dass in der Familie teilweise nicht
die Sprache gesprochen wird, die sie ab
dem sechsten bzw. siebten Lebensjahr in
der Schule benötigen werden und wie
selbstverständlich sprechen müssen. Schon
vor Schulbeginn werden so die zukünftigen
Lebenschancen stark beeinträchtigt.

3.2 FÖRDERMASSNAHMEN

Chancengerechtigkeit zu erreichen, scheint
relativ einfach. Kinder aus bildungsfernen
Familien brauchen Hilfen. Geholfen wer-
den kann auch außerhalb der Familie
durch qualitativ hochwertige außerhäusli-
che Betreuung und Bildung vor der Ein-
schulung.

Eine Vorschulpflicht, kombiniert mit
professioneller Vorschulerziehung, würde
Kindern aus bildungsfernen Schichten und
Migrantenkindern helfen, ihre familiär be-
dingt geringen Chancen zu verbessern. Da-
mit sind aber keine Verwahranstalten ge-
meint, sondern Einrichtungen, die von
pädagogisch gut ausgebildetem Personal
geleitet werden und mit Unterstützung von
Sozialpädagogen auch auf individuelle so-
ziale Probleme der Kinder eingehen kön-
nen. Untersuchungen belegen deutlich,
dass eine solche frühe Förderung von Kin-
dern ökonomisch besonders sinnvoll ist.
Je früher man also im Lebensverlauf mit
der Förderung der Kinder ansetzt, desto
weniger Geld muss später investiert wer-
den, um benachteiligte Kinder kompen-
satorisch auf ein gewisses Bildungsniveau
zu bringen (Wößmann 2006; Heckman/
Masterov 2007).
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Zusätzlich zur frühen Förderung von
Kindern könnte man flächendeckend die
Ganztagsschule einführen und so die
Chancengleichheit weiter erhöhen und fa-
miliär bedingte Kompetenzdefizite ausglei-
chen. Vor allem für Kinder von Eltern, die
kein anregendes kulturelles Umfeld bieten
können, ist die Ganztagsschule vorteilhaf-
ter als das eigene Zuhause. Sie bietet die
Möglichkeit, durch die längere Beschulung
besser auf schwache Schüler einzugehen
und sie innerhalb der Schule zu fördern. In
der bisherigen Teilzeitschule ist individuel-
le Förderung kaum möglich. Sie muss teu-
er privat eingekauft werden. Das bevorteilt
finanziell leistungsstarke und bildungsna-
he Familien, die Nachhilfe auch deutlich
stärker nachfragen (Schneider 2004), ob-
wohl diese Kinder schon deutlich höhere
Kompetenzen aufweisen. Derzeit kommt es
zudem zu der paradoxen Situation, dass El-
tern durch den Ausbau vorschulischer Kin-
derbetreuung eine Vollzeitbeschäftigung
ermöglicht werden soll. Nach der Einschu-
lung aber werden diese Kinder aufgrund
von Halbtagsschulen am Nachmittag zu
„Schlüsselkindern“ – oder ein Elternteil
muss die Erwerbsarbeit wieder reduzieren.

Ein weiterer Grund für Ganztagsschu-
len ergibt sich aus der Verkürzung der
Gymnasialzeit. Diese wird von tiefen Ein-
schnitten in das Curriculum begleitet,
nicht nur bei Fächern wie Musik, Ethik,
Sport und Kunst. Doch selbst wenn die Re-
duktion nur diese Fächer betreffen würde,
wäre es immer noch fatal, denn hier werden
Schlüsselkompetenzen vermittelt, die für
die Wissensgesellschaft wesentlich sind.
Durch den Übergang zur Ganztagsschule
würden Stunden gewonnen, die gerade die-
se Fächer stärken würden.

3.3 WEICHENSTELLUNG BEIM
SCHULÜBERGANG

Dass Kinder aus bildungsnahen Schichten
beim Kompetenzerwerb schon früh im
Vorteil sind, belegt eine Vielzahl von Stu-
dien. Diese ungleiche Verteilung von Chan-
cen setzt sich fort bis zum Übergang von
der Grundschule ins dreigliedrige Schul-
system und auch darüber hinaus.

Den primären Ungleichheitseffekten
folgen an den Bildungsübergängen die se-
kundären Effekte (Boudon 1974). Es geht
um den Einfluss der sozialen Herkunft im
Entscheidungsprozess beim Bildungsüber-
gang. Kinder aus bildungsfernen Schichten
und Migrantenkinder haben auch hier sys-

tematische Nachteile. Hierfür gibt es vor al-
lem drei Gründe, die am Beispiel der Ent-
scheidung zwischen Gymnasium einerseits
und Real- und Hauptschule andererseits
verdeutlicht werden sollen.Der erste Haupt-
unterschied zwischen bildungsnahen und 
-fernen Schichten bei der Wahl zwischen
Gymnasium und den beiden anderen
Schulformen ergibt sich aus der höheren
Bildungsdauer an Gymnasien. Für Eltern
aus bildungsfernen Schichten, die im
Durchschnitt ein geringeres Einkommen
haben, ist das Gymnasium subjektiv und
objektiv teurer. Gehen ihre Kinder auf ein
Gymnasium, müssen sie länger versorgt
werden. Zudem entstehen Opportunitäts-
kosten, weil ihre Kinder erst später eigenes
Geld verdienen. Der zweite Unterschied
liegt in der unterschiedlich eingeschätzten
Erfolgswahrscheinlichkeit des Gymnasial-
besuchs. Eltern, die selber kein Abitur ha-
ben, können kaum einschätzen, ob ihr
Kind das Gymnasium erfolgreich abzu-
schließen vermag. Der dritte Grund, der
bildungsferne Schichten davon abhält,
ihren Kindern einen Gymnasialbesuch zu
ermöglichen, besteht in ihrer Schwierig-
keit, den finanziellen und nichtmonetären
Bildungsertrag der längeren Bildungsdauer
zu bewerten.

Bildungsferne Schichten sind somit
aufgrund ihrer Distanz zum Bildungssys-
tem und mangelnder finanzieller Möglich-
keiten im Vergleich zu bildungsnahen
Schichten benachteiligt, wenn es darum
geht, Kosten, Erfolgswahrscheinlichkeit
und Nutzen des Gymnasialbesuchs ihrer
Kinder einzuschätzen. Zudem wird in vie-
len Studien empirisch nachgewiesen, dass
Kindern bildungsferner Schichten der Zu-
gang zum Gymnasium auch objektiv er-
schwert wird: Sie müssen höhere Kompe-
tenzwerte als Kinder bildungsnaher Schich-
ten erzielen, um vom Lehrer für das Gym-
nasium empfohlen zu werden (Lehmann
1997; Bos et al. 2003). Hierbei sollte man
Lehrerinnen und Lehrern allerdings keinen
bösen Willen unterstellen (Ditton et al.
2005). Die Schulforschung zeigt, dass mit
der Schichtzugehörigkeit typische Gesell-
schaftsbilder, Wertorientierungen, Erzie-
hungseinstellungen und Erziehungsprakti-
ken einhergehen. So wurden bei Kindern
unterschiedlicher sozialer Herkunft auch
Unterschiede im Sprachverhalten, im Wort-
schatz, beim Satzbau und im Abstraktions-
vermögen festgestellt. Das gesamte Verhal-
ten und der Habitus eines Menschen hän-
gen erwiesenermaßen stark von seiner So-

zialisation ab. Der Habitus von Kindern aus
bildungsfernen Schichten oder mit Migra-
tionshintergrund ist ein anderer als der von
Akademikerkindern (Bourdieu 1983). Leh-
rerinnen und Lehrer können dies bei ihrer
subjektiven Bewertung von Noten und
Übergangsempfehlungen nicht ausblenden
und bewerten Kinder aus bildungsfernen
Schichten damit oft unbewusst schlechter.
Eltern bildungsferner Schichten nehmen
eine abschlägige Empfehlung für eine wei-
terführende Schulform in aller Regel zu-
dem eher hin, manchmal korrigieren sie
sogar die Empfehlung nach unten.

Ganz anders Eltern mit Abitur oder
Hochschulabschluss. Sie akzeptieren selten
eine Empfehlung für die Hauptschule oder
die Realschule und setzen sich eher mit
ihren eigenen Vorstellungen durch, und
zwar ganz unabhängig von der Leistung ih-
rer Kinder (Ditton et al. 2005; Becker/Lau-
terbach 2004). Damit sind die theoretisch
angenommenen Unterschiede beim Be-
werten von Kosten, Nutzen und Erfolgs-
wahrscheinlichkeit des Gymnasialbesuchs
auch empirisch belegt.

Ungleichheiten im Bildungsübergang
können ein gutes Stück weit abgebaut wer-
den. Kein anderes westliches Industrieland
trennt seine Schüler früher als Deutschland
nach „gut“ und „schlecht“ (Hovestadt
2002). So müssen Eltern in Deutschland
die Kosten, den Nutzen und die Erfolgs-
wahrscheinlichkeit für das Gymnasium
gleich für einen Zeitraum von acht Jahren
bewerten. Lehrer haben im internationa-
len Vergleich die kürzeste Zeitstrecke, um
die tatsächlichen Potenziale der Schüler er-
kennen zu können. Ein erhebliches Aus-
maß von Fehlbewertungen durch Eltern
und Lehrer ist damit wahrscheinlich. Dies
ist umso gravierender, als diese weichen-
stellenden Entscheidungen im undurch-
lässigen deutschen Schulsystem so gut wie
irreversibel sind (Bellenberg et al. 2004).

Ein Teil der Problemlösung liegt also
darin, die gemeinsame Schulzeit zu verlän-
gern. Mit jedem Jahr, um das die Trennung
der Schulzweige verschoben wird, wird die
Unsicherheit verringert bei der Voraussage,
ob ein Kind tatsächlich das Abitur schaffen
wird oder nicht. Mit jedem Jahr mehr in 
einer stärker heterogenen Schulform wer-
den die Eltern und die Kinder durch ande-
re Eltern und Kinder besser darüber infor-
miert, wie hoch der Nutzen des Abiturs ist.
Und eine aufgrund des späteren Übergangs
ins Gymnasium verkürzte Gymnasialzeit
verändert auch die Kostenkalkulation und
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hen ist. Die Chance, die Hochschulreife zu
erreichen, unterscheidet sich ebenso stark
zwischen den Bundesländern wie das Risi-
ko, die sogenannten Förderschulen zu be-
suchen.

In Bayern beenden nur knapp 20 % ei-
nes Abschlussjahrgangs ihre schulische
Ausbildung mit der Hochschulreife. Dage-
gen liegt die Wahrscheinlichkeit, die Schu-
le mit der allgemeinen Hochschulreife ab-
zuschließen, in fünf Bundesländern bei
über 30 %, in Hamburg und Berlin sogar
bei 35,6 %. Somit haben Schüler in Bayern,
aber auch in Schleswig-Holstein (21,7 %),
Niedersachsen (22,7 %) und Baden-Würt-
temberg (22,9 %) eine deutlich geringere
Chance, ein Studium aufzunehmen. Ver-
glichen mit den fünf Bundesländern mit
hoher Abiturientendichte werden in den
beiden südlichsten Bundesländern 10 %
bis 16 % aller Schüler von der Hochschul-
reife und damit meist auch vom Studium
ausgeschlossen. Dieser Sachverhalt ent-
spricht nicht Unterschieden in der Leis-
tungsfähigkeit der Schülerinnen und Schü-
ler dieser Bundesländer. Im Gegenteil: Die
Schülerinnen und Schüler Bayerns und Ba-
den-Württembergs liegen im PISA-Ver-
gleich der Bundesländer an der Spitze (PI-
SA-Konsortium Deutschland 2004). Nied-
rige Abiturientenquoten gehen nicht mit
niedrigen Kompetenzwerten einher, hohe
Abiturientenquoten finden keine Entspre-
chung in durchschnittlich hohen kogniti-
ven Kompetenzen. Diese Ungleichheiten
gehen auf die unterschiedlichen Bildungs-
bzw. Schulsysteme in den Bundesländern
zurück, auf die unterschiedlichen Schulge-
setze und die unterschiedlichen normati-
ven Vorstellungen, wie viele Menschen
man an der höchsten Bildung teilhaben las-
sen und wie damit der Begriff der Bil-
dungselite angepasst werden soll (Below
2002).

Im deutschen Föderalismus gibt es ne-
ben der Chancenungleichheit im Zugang
zu höherer Bildung auch Unterschiede im
unteren schulischen Bereich. In Deutsch-
land besuchten 2006 durchschnittlich
4,8 % aller Schüler der achten Klasse eine
Förderschule. Das variiert ganz erheblich
nach Bundesländern: In Bayern, dem Saar-
land und Schleswig-Holstein sind es deut-
lich unter 4 %, in den neuen Bundeslän-
dern bis zu 11,3 %. Auch hier kann gezeigt
werden, dass es nicht dreimal so hohe
Schülerinnen- und Schüleranteile mit
Lern- und sonstigen Behinderungen in
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und

4
Regionale Bildungsunter-
schiede

Die beschriebenen Ungleichheiten werden
als „vertikale“ Ungleichheiten bezeichnet.
Neben ihnen stehen „horizontale“ Un-
gleichheiten, also Unterschiede zwischen
Regionen und Bundesländern, auf die im
Folgenden eingegangen wird.

Bereits in den späten 1960er Jahren
wurden in Deutschland regionale Un-
gleichheiten im Bildungssystem themati-
siert, insbesondere als Benachteiligung der
Landbevölkerung (Peisert 1967). Die im
Durchschnitt deutlich niedrigeren Bil-
dungsergebnisse von Landkindern waren
vor allem auf die geringe Dichte von Gym-
nasien in ländlichen Gebieten zurückzu-
führen, hinzu kamen deutlich größere
Klassenstärken in den Landkreisen. Diese
Form von Ungleichheit ist so heute nicht
mehr festzustellen (Geißler 2005; Stuth
2006). Allerdings zeigen sich nun unter-
schiedliche Bildungschancen in den „Bil-
dungssystemen“ der einzelnen Bundeslän-
der. Die Unterschiede beziehen sich auf den
oberen wie den unteren Bereich der Bil-
dungsverteilung, wie aus Abbildung 1 zu se-

-bewertung positiv, die Eltern mit niedri-
geren Einkommen vornehmen und vor-
nehmen müssen. Zudem hat die Forschung
gezeigt, dass vor allem benachteiligte Schü-
ler in heterogenen Klassen besser lernen als
in homogenen „Restschulen“, zu der die
Hauptschule in manchen Teilen der Re-
publik geworden ist (Turner 1964; Cole-
man 1966).

Vorschläge zur Einführung einer ver-
pflichtenden Vorschule, einer flächende-
ckenden Ganztagsschule und einer späte-
ren Trennung in verschiedene Schultypen
sind alles andere als neu. In der Bildungs-
forschung ist es relativ unumstritten, dass
diese Veränderungen die Chancengerech-
tigkeit im deutschen Bildungssystem er-
höhen würden. Benachteiligte Gruppen,
vor allem Kinder mit Migrationshinter-
grund und Kinder aus bildungsfernen
Schichten, hätten eine höhere Chance, op-
timal gefördert zu werden. Bildungsarmut
würde sich dadurch deutlich verringern –
und damit auch die Zahl der Jugendlichen,
deren Möglichkeiten zu gesellschaftlicher
Teilhabe später stark eingeschränkt wer-
den. Ebenso würden die Transferzahlungen
der Sozialkassen deutlich entlastet. Somit
wäre auch ein Schritt hin zu einem „Sozia-
linterventionsstaat“ getan.
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Mecklenburg-Vorpommern gibt wie in
Bayern, dem Saarland oder in Schleswig-
Holstein. Auch hier führt der unterschied-
liche Zuschnitt der Bildungssysteme und
Schulgesetze dazu, dass in den ostdeutschen
Bundesländern deutlich mehr Jugendliche
gesellschaftlich ausgeschlossen sind und
werden als in den westdeutschen Bundes-
ländern: 77,2 % der Förderschüler erlangen
keinen Hauptschulabschluss (StBa 2007,
eigene Berechnungen), sind also „absolut
zertifikatsarm“ und werden mit dieser
schwerwiegenden Hypothek in der heuti-
gen Wissensgesellschaft ein Leben lang be-
lastet sein und dagegen anzukämpfen ha-
ben.

5
Wechselwirkungen 
vertikaler und horizontaler
Ungleichheit

In Deutschland gibt es also nicht nur eine
vertikale Benachteiligung von Kindern aus
bildungsfernen Familien bzw. mit Migra-
tionshintergrund, die von der allgemeinen
Struktur des deutschen Bildungssystems
gestützt und verstärkt wird. Es bestehen
auch horizontale Chancenungleichheiten,
die durch unterschiedliche Konzeptionen,
Prämissen und Schulgesetze in den ver-
schiedenen Bundesländern zu eigenen „Bil-
dungssystemen“ verfestigt worden sind. So
zeigen sich je nach Bundesland deutlich
ungleiche Chancen beim Zugang zu höhe-
rer Bildung. Auch kommt es in einigen
Bundesländern zu einem wesentlich höhe-
ren Ausschluss von Kindern durch über-
proportional hohe Zuweisungen in För-
derschulen.

Vertikale und horizontale Formen der
Ungleichheit verstärken sich im deutschen
Bildungssystem wechselseitig. So besuchen
Förderschulen vor allem Jungen, Kinder
mit Migrationshintergrund und aus bil-
dungsfernen Familien. Kinder aus bil-
dungsnahen Familien besuchen vor allem
die Gymnasien. Je weniger Kindern eines
Bundeslandes der Zugang zu einem Gym-
nasium gewährt wird, je geringer also die-
ses Bildungsangebot ist, desto höher fällt
dort der Anteil von Kindern aus bildungs-

nahen Familien aus, weil sie sich auf der
Nachfrageseite gegen die bildungsfernen
Schichten durchsetzen können. So werden
Kinder aus bildungsfernen Familien in 
den Bundesländern systematisch stärker
vom Gymnasialbesuch abgehalten, in de-
nen anteilig die wenigsten Schüler zum
Abitur kommen. Diese Konstellation ergibt
sich auch aus dem PISA-Ländervergleich
(PISA-Konsortium Deutschland 2004).

Diese beiden Formen von Ungleichheit
im deutschen Bildungssystem sind nicht
mehr legitimierbar, es bedarf tief greifen-
der Reformen des deutschen Schulsystems.
Diese Forderung ist nicht neu, sie wurde
schon oft gestellt, geändert hat sich aber
wenig.2 Könnte es in den kommenden Jah-
ren anders werden? 

6
Es ging doch schon einmal

Vielleicht schon. Denn neben der Forde-
rung nach mehr Chancengerechtigkeit
steht heute die rein wirtschaftliche Not-
wendigkeit der Reform. Dies betonte aller-
dings bereits Georg Picht in den 1960er Jah-
ren mit der analogen Aussage, das deutsche
Bildungssystem entspräche nicht mehr
dem mittlerweile hoch industrialisierten
Wirtschaftssystem (Picht 1964, S. 13). In
nahezu sämtlichen Sektoren der gehobe-
nen Berufe stellte er einen bedrohlichen
Mangel an Akademikern und an mittleren
Führungskräften fest: „Dieser Mangel wird
in den nächsten Jahren einen Umfang an-
nehmen, von dem sich kaum jemand eine
Vorstellung macht, weil Staat und Wirt-
schaft noch nicht gelernt haben, die Schul-
statistik in ihre Planungen und Berechnun-
gen einzubeziehen“ (ebd., S. 66). Der wirt-
schaftliche Aufschwung, so Picht, ist ohne
qualifizierte Nachwuchskräfte nicht denk-
bar. Und weiter: „Wenn das Bildungswesen
versagt, ist die ganze Gesellschaft in ihrem
Bestand bedroht“ (ebd., S. 16).

Schon damals gaben internationale
Vergleichstudien der OECD Anlass, ein
düsteres Bild der Zukunft Deutschlands zu
zeichnen. Seinerzeit lag Deutschland in der
vergleichenden Schulstatistik am unteren
Ende der europäischen Länder – gemein-

sam mit Jugoslawien, Portugal und Irland
(ebd., S.16). Die von Picht beschriebene
„Bildungskatastrophe“, auf die Deutsch-
land zusteuerte, konnte abgewendet wer-
den. Deutschland gelang bis Anfang der
1990er Jahre der Sprung zu einer der
führenden Bildungsnationen. Nun stellt
sich die alte Problemlage in der Wissensge-
sellschaft aufs Neue. Deutschland verliert
im OECD-Vergleich seine Konkurrenz-
fähigkeit auf dem Bildungssektor und muss
handeln. Es wird von allen westlichen Län-
dern „abgehängt“. 1965 wurde der deutsche
Bildungsrat als Reaktion auf Pichts Mene-
tekel gegründet, um einen allgemeingülti-
gen Reformfahrplan zu erarbeiten (Birsl/
Schley 2007, S. 7). Sicher waren Pichts Aus-
führungen nur eine Stimme aus dem Chor
der Bildungsreformer nach dem Sputnik-
Schock 1957, der schon das amerikanische
Bildungssystem zu enormen Anstrengun-
gen veranlasste. Aber diese Stimme hatte
wohl nicht zuletzt wegen der auf das Wirt-
schaftssystem abstellenden Argumentation
ein besonderes Gewicht.

Auch heute fordern zunehmend mehr
Wirtschaftswissenschaftler tief greifende
Reformen des deutschen Bildungssystems.
Das bietet die Perspektive einer breiten Bil-
dungsallianz. Viel Erfolg zu wünschen wä-
re den Politikwissenschaftlern, Pädagogen,
Erziehungswissenschaftlern, Psychologen
und Soziologen, die in den letzten Jahr-
zehnten Konzepte entwickelt haben, um
sozial benachteiligten Gruppen bessere
Voraussetzungen im Bildungssystem ein-
zuräumen, ein gerechteres Bildungssystem
zu schaffen und so wirkliche Chancen-
gleichheit für alle, ungeachtet ihrer Her-
kunft, zu gewähren. Die Konzepte für eine
umfassende Reform des Bildungssystems
müssen nur noch aus der Schublade ge-
nommen werden, in der sie zu verstauben
drohen. Die Chance für eine Reform war
nie besser. Ergreifen wir sie?

2 Ausführungen zu der Frage, warum das deutsche
Bildungssystem in den letzten Jahrzehnten nicht
gerade durch Reformeifer bestimmt wurde, finden
sich bei Brzinsky-Fay/Nikolai (2008).
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